
öffentlicher Brief
art dle Stadtverordneten und den Magistrat der Stadt Darmstadt

Mir, Vereinigung demokratiseher Studenten aus der TGrkei und Jugendvereinigung e.V., 
schlieBen uns an den Appell der darmstâdter Initiative der Imigranten aus der Tlirkei 
an, dle Wahl des Auslânderbeirates am 7.5.1989 zu boykottieren.

Politisch halten wir es für unproduktiv, sogar für böswillig, daB gerade in dieser 
Zeit von aktüellen Diskussionen über Mahlrecht für Auslânderlnnen zum angeblich demo- 
kratisehen und reprâsentativen AuslSnderbeirat abgelenkt wird. Anstatt öffentlich für 
die Menschenrechte der Auslâ'nderlnnen aufzutreten und dafür zu handeln, werden den 
Auslânderlnnen solehe Beirâte aufgezwungen, deren Bildung eigentlich sehon Ende der 60- 
er Jahre erreicht werden sollte. Durch die Verzögerungstaktik der deutschen Seite wird 
einerseits der Kampf für das Mahlrecht und die allgemeirten Menschenrechte geschvrâcht, 
andererseits aber wird das "demokratı'sehe Gesicht" nach auBen bewahrt.

Unseres Erachtens übt der Auslânderbeirat nur eine Alibi-Funktion aus und kann -wie 
dielangjâhrige Praxis in anderen Stâdten und selbst die Satzung des Auslânderbeirates 
in Darmstadt zeigen- keine Plattform des Kampfes für das Mahlrecht sein.

Auch die von der Stadtverwaltung diktierte Satzung zeigt die Alibi-Funktion des Aus­
lânderbeirates. Dieser hat nur eine beratende Funktion und İst nicht mit entspreehenden 
Befugnissen und Mitteln ausgestattet. Seine auf soziale und kültürelle Ebene besehrânk- 
ten Tâtigkeiten unterliegen der totalen Kontrolle des Magistrats. Er hat kein Vetorecht 
bei Auslânderangelegenheiten und is t nicht bereehtigt, die Akten, Unterlagen ete. über 
Auslânderlnnen einzusehen. Er darf lediglich seine "Bittgesuche" an die Stadtverwaltung 
einreichen. Und obwohl er von den Auslânderlnnen "demokratı'seh" gewâhlt wird, is t  die 
endgültige Entscheidung über seine Existenz der Stadtverwaltung überlassen.

Praktisch wird die seit Jahren existierende Auslânderkommission in Auslânderbeirat 
umbenannt, aber mit politisehen Folgen zuungunsten der Auslânderlnnen. Mozu dient 
dann dieses ganze "Demokratie"-Spielschen ?

Falİs die Stadt Darmstadt «rirklich an ihre entreehteten "Mitbürger" denkt, is t  es 
nicht zu spât :
- sich öffentlich für die Menschenrechte der Auslânderlnnen einzusetzen und für das 

Mahlrecht zu plâdieren
- d i e  Auslânderlnnen durch ihre Vereine/Initiativen, aber auch durch eine mit Befugnis­

sen und Mitteln ausgestattete Auslânderkommission, in das kommunale Geschehen mit ein- 
zubeziehen

- basis- und problemnahe Projekte politisch und finanziell zu unterstützen
- Beratungs- und Informationsstellen einzurichten
- bürgernahe Projekte, we1che die Vorurteile abbauen und den Ethnozentrismus bekâmpfen 

sollen, ins Leben zu rufen
- die Vereine und Initiativen, die sich mit der deutsch-auslândiseher Problematik be- 

fassen, anders al s bis je tz t zu ünterstützen.
Der erste g1aubwürdige Şehritt wâre aber die demonstrative Entfernung der rassisti- 

sehen Parolen an vielen Mânden Darmstadts.
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